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See the notice on TED website

311320-2026 - Konkurss
Vācija – Veļas mazgātavas darbības pakalpojumi – MHH - Reinraumtextilien im Mietsystem für 
die Apotheke der MHH 2027 - 2032
OJ S 87/2026 06/05/2026
Paziņojums par līgumu vai paziņojums par koncesiju — standarta režīms
Pakalpojumi

1. Pircējs

1.1.  Pircējs
Oficiālais nosaukums: Medizinische Hochschule Hannover
E-pasts: Zentraleinkauf-Dienstleistung@mh-hannover.de
Pircēja juridiskais statuss: Publisko tiesību subjekts, ko kontrolē reģionālās pārvaldes iestāde
Līgumslēdzējas iestādes darbības joma: Veselība

2. Procedūra

2.1.  Procedūra
Nosaukums: MHH - Reinraumtextilien im Mietsystem für die Apotheke der MHH 2027 - 2032
Apraksts: Die Medizinische Hochschule Hannover benötigt in zwei Bereichen der 
Zentralapotheke der MHH Reinraum-textilien im Mietsystem. Gegenstand der Leistung ist die 
Bereitstellung, Belieferung, Dekontamination, Aufbereitung in einen sterilen Zustand, 
Überprüfung auf Beschädigungen und Austausch von Reinraubekleidung. Die sich z. Zt. im 
Einsatz befindlichen Reinraumtextilien sind vom jetzigen Lieferanten der MHH zu überneh-
men. (Restwert ca. 22.200,00 EUR netto). Mit dieser Vergabe wird ein Unternehmen bzw. 
Lieferant zur Versorgung der Apotheke gesucht. Im Preisblatt sind die vom Bieter 
angebotenen Preise, eingesetzten Artikel, vorgesehenen Aufbereitungszyklen und die 
Ankaufkosten (Grundlage für die zukünftige Restwertberechnung) für die Reinraumtextilien zu 
hinterlegen. Die angebotenen Preise beinhalten generell eine Lieferung frei Haus. Eine 
Berechnung von Fracht-, Versand-, Verpackungs- oder Mautkosten sowie Pfand für 
Transportkisten wird ausdrücklich ausgeschlossen. Auf Basis der Angaben der MHH ist ein 
Angebot zu erstellen sowie ein Vertragsentwurf einzureichen.
Procedūras identifikators: ce99c709-3ce5-4a21-b29e-a5fb49052c92
Iekšējais identifikators: 2026 / 304 / 8791
Procedūras veids: Atklāta
Procedūra ir paātrināta: nē

2.1.1.  Mērķis
Līguma veids: Pakalpojumi
Galvenā klasifikācija (cpv): 98311200 Veļas mazgātavas darbības pakalpojumi

2.1.2.  Izpildes vieta
Pilsēta: Hannover
Valsts apakšiedalījums (NUTS): Region Hannover (DE929)
Valsts: Vācija

2.1.4.  Vispārīga informācija
Papildu informācija: #Bekanntmachungs-ID: CXS0YDWYTPJ9JSSZ# Sonstige Informationen 
für Bieter/Bewerber: keine

https://ted.europa.eu/lv/notice/-/detail/311320-2026
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Juridiskais pamats: 
Direktīva 2014/24/ES
vgv -

2.1.6.  Izslēgšanas iemesli
Izslēgšanas iemeslu avoti: Paziņojums
Valsts tiesību aktos noteikto pienākumu neizpilde, kas izraisa izslēgšanu: Erfüllung der 
Bedingungen des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LKSG) und der Anforderungen 
gemäß NTVergG
Dalība noziedzīgā organizācijā: Gem. §123 GWB Abs. 1 Nr. 1: § 129 des Strafgesetzbuchs 
(Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer 
Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland)
Teroristu nodarījumi vai nodarījumi, kas saistīti ar teroristu darbībām: Öffentliche Auftraggeber 
schließen, gemäß §123 Abs. 1 Nr. 1 GWB ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1.§ 129 
des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129?a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129?b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und 
terroristische Vereinigungen im Ausland).
Nelikumīgi iegūtu līdzekļu legalizēšana vai teroristu finansēšana: Öffentliche Auftraggeber 
schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme 
aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach § 123 Abs. 1 Nr. 3 GWB: § 261 des Strafgesetzbuchs 
(Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte)
Krāpšana: § 123 Zwingende Ausschlussgründe (1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach: Abs. 1 Nr. 4.§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen 
den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der 
Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, Abs. 1 Nr. 5.§ 264 des 
Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden,
Korupcija: Gem. §123 GWB Abs. 1 Nr. 6 besteht ein Ausschlussgrund: § 299 des 
Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 
299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen)
Bērnu darbs un citi cilvēku tirdzniecības veidi: Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
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Straftat nach § 123 Abs. 1 Nr. 10 GWB: den §§ 232 232a Abs. 1-5, den 232b bis 232a des 
Strafgesetzbuchs (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der 
Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
Nodokļu maksāšanas pienākuma pārkāpums: Gem. §123 Abs 4 GWB Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1.das Unternehmen seinen Verpflichtungen 
zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht 
nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2.die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige 
geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.
Sociālā nodrošinājuma iemaksu maksāšanas pienākuma pārkāpums: Gem. §123 Abs 4 GWB 
Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1.das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2.die öffentlichen 
Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 
nachweisen können.
Pienākumu neizpilde vides tiesību jomā: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 1 besteht ein fakultativer 
Ausslussgrund wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich 
gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat.
Pienākumu neizpilde sociālo tiesību jomā: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 1 besteht ein 
fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge 
nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen 
hat.
Pienākumu neizpilde darba tiesību jomā: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 1 besteht ein 
fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge 
nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen 
hat.
Maksātnespēja: Gem. §124 GWB Abs.1 Nr. 2 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund wenn 
das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das 
Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat
Aktīvi, kurus pārvalda likvidators: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 2 besteht ein fakultativer 
Ausslussgrund wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat.
Uzņēmējdarbību aptur: zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 
GWB
Līdzīga situācija kā bankrots saskaņā ar valsts tiesību aktiem: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 2 
besteht ein fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das 
Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren 
beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse 
abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine 
Tätigkeit eingestellt hat.
Smags pārkāpums saistībā ar profesionālo rīcību: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 3 besteht ein 
fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
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nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des 
Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.
Nolīgumi ar citiem ekonomikas dalībniekiem, kuru mērķis ir izkropļot konkurenci: Gem. §124 
GWB Abs.1 Nr. 4 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund wenn der öffentliche Auftraggeber 
über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen 
Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, 
die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder 
bewirken.
Interešu konflikts saistībā ar tās dalību iepirkuma procedūrā: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 5 
besteht ein fakultativer Ausslussgrund wenn ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den 
öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht 
wirksam beseitigt werden kann,
Tieša vai netieša iesaistīšanās šīs iepirkuma procedūras sagatavošanā;: Gem. § 124 GWB 
Abs. 1 Nr. 6 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund wenn eine Wettbewerbsverzerrung 
daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann
Pirmstermiņa izbeigšana, zaudējumu atlīdzināšana vai citas līdzīgas sankcijas: Gem. § 124 
GWB Abs. 1 Nr. 7 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund wenn das Unternehmen eine 
wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer 
vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt 
hat,
Nepatiesas informācijas sniegšana, informācijas noklusēšana, nespēja sniegt pieprasītos 
dokumentus vai iegūta konfidenciāla informācija šajā procedūrā: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 
8 und Nr. 9 besteht ein fakultativer Ausslussgrund wenn -das Unternehmen in Bezug auf 
Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder 
Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
übermitteln. -das Unternehmen a)versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, b)versucht hat, vertrauliche 
Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 
könnte, oder c)fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

5. Daļa

5.1.  Daļa: LOT-0001
Nosaukums: MHH - Reinraumtextilien im Mietsystem für die Apotheke der MHH 2027 - 2032
Apraksts: Die Medizinische Hochschule Hannover benötigt in zwei Bereichen der Apotheke 
der MHH Reinraumtextilien im Mietsystem. Hierbei handelt es sich um die Abteilung Sterile 
Herstellung sowie die Abteilung Zytostatika. Die Bereitstellung der Reinraumtextilien erfolgt im 
Mietsystem. Der angebotene Bereitstellungspreis je Artikel bzw. Paar ist auf Wochenbasis zu 
kalkulieren, beinhaltet sämt-liche Kosten wie z. B. die Reinigung, Dekontamination 
(Sterilisation) sowie sämtliche Verpackungs- und Transportkosten.
Iekšējais identifikators: 2026 / 304 / 8791

5.1.1.  Mērķis
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Līguma veids: Pakalpojumi
Galvenā klasifikācija (cpv): 98311200 Veļas mazgātavas darbības pakalpojumi

5.1.2.  Izpildes vieta
Pilsēta: Hannover
Valsts apakšiedalījums (NUTS): Region Hannover (DE929)
Valsts: Vācija

5.1.3.  Paredzamais ilgums
Darbības termiņš: 72 Mēneši

5.1.6.  Vispārīga informācija
Šis ir kārtējs iepirkums
Apraksts: 01.07.2032
Rezervēta dalība: 
Dalība nav rezervēta.
Jānorāda līguma izpildei norīkoto darbinieku vārdi un profesionālā kvalifikācija: Netiek prasīts
Iepirkuma projekts, kas netiek finansēts no ES fondiem
Uz iepirkumu attiecas Nolīgums par valsts iepirkumu: nē
Šis iepirkums ir piemērots arī maziem un vidējiem uzņēmumiem (MVU): jā
Papildu informācija: #Besonders auch geeignet für:other-sme#

5.1.7.  Stratēģiskais iepirkums
Stratēģiskā iepirkuma mērķis: Sociālo mērķu izpilde
Apraksts: Erklärung Förderung der Chancengleichheit und Gleichstellung Erklärung 
Ausbildungsbetrieb
Veicinātais sociālais mērķis: Dzimumu līdztiesība, Cits

5.1.9.  Atlases kritēriji
Atlases kritēriju avoti: Paziņojums
Kritērijs: Atsauksmes par noteiktām pakalpojumiem
Atlases kritērija apraksts: Anlage 2 Referenzliste (Mit dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): 
Eigenerklärung Referenzen

Kritērijs: Citi ekonomiski vai finansiāli prasījumi
Atlases kritērija apraksts: Anlage 3a Vorvertragliche Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG (Mit 
dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): Vorvertragliche Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG 
(Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz) - Stand: 01.01.2020; Zusicherung der 
Einsichtnahme- und Kontrollrechte des Auftraggebers durch den Auftragnehmer

Kritērijs: Citi ekonomiski vai finansiāli prasījumi
Atlases kritērija apraksts: CSX 59 - Eigenerklärung Informationen zum Bieter (eForms) (Mit 
dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): CSX 59 - Eigenerklärung Informationen zum Bieter mit 
folgenden Angaben: - Nationale Identifikationsnummer - Angaben zur Größe des 
Wirtschaftsteilnehmers - Nationalität des Eigentümers

Kritērijs: Reģistrācija attiecīgā profesionālā reģistrā
Atlases kritērija apraksts: Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister - Eintragung in das 
Berufs- oder Handelsregister ihres Sitzes /Wohnsitzes oder vergleichbares Register, soweit 
dies in dem Mitgliedstaat geführt wird.

Kritērijs: Citi ekonomiski vai finansiāli prasījumi



311320-2026 Page 6/10

Atlases kritērija apraksts: Eigenerklärung AentG/ AufenthG/ SchwarzArbG/ MiLoG - 1. Mir/Uns 
ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 21 Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) von der 
Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine 
angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit 
ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 23 AEntG mit einer 
Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt 
auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der 
Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht. 2. Mir
/Uns ist bekannt, dass Öffentliche Auftraggeber gemäß § 98c Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 
einen Bewerber oder einen Bieter vom Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsauftrag ausschließen können, wenn dieser oder dessen nach Satzung oder 
Gesetz Vertretungsberechtigter nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB III) mit einer Geldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro 
rechtskräftig belegt worden ist oder nach den §§ 10, 10a oder 11 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden 
ist. 3. Mir/Uns ist bekannt, dass Öffentliche Auftraggeber gemäß § 21 SchwarzArbG einen 
Bewerber oder Bieter bis zu einer Dauer von drei Jahren ausschließen sollen, wenn dieser 
oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 2, 
§§ 10 bis 11 SchwarzArbG, § 404 4. Absatz 1 oder 2 Nummer 3 SGB III, §§ 15, 15a, 16 
Absatz 1 Nummer 1, 1c, 1d, 1f oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-gesetzes (AÜG) oder § 
266a Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches (StGB) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer 
Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden ist. Das Gleiche gilt 
auch schon vor Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall 
angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung 
nach Satz 1 besteht. 5. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 19 Mindestlohngesetz 
(MiLoG) von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung 
ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 21 
MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.

Kritērijs: Piegādes ķēdes pārvaldība
Atlases kritērija apraksts: Eigenerklärung Gesetz über die unternehmerischen 
Sorgfaltspflichten in Lieferketten - Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) - Eigenerklärung 
Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten - 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) Am 1. Januar 2023 ist das 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) in Kraft getreten. Ab dem 1. Januar 2024 müssen 
auch Unternehmen mit über 1.000 Beschäftigten die Vorgaben des LkSG erfüllen. Das LkSG 
verpflichtet diese Unternehmen, in Ihren Lieferketten menschenrechtliche und 
umweltbezogene Sorgfaltspflichten in angemessener Weise zu beachten. Die MHH unterliegt 
den gesetzlichen Verpflichtungen des LkSG. Dies umfasst auch die sich aus § 6 Abs. 4 LkSG 
ergebende Pflicht, angemessene Präventionsmaßnahmen bezüglich ihrer Lieferanten zu 
ergreifen. Die folgende Eigenerklärung stellt dabei eine risikobasierte Maßnahme dar, um 
dieser gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen. Das Einholen der Eigenerklärung erfolgt 
also unabhängig davon, ob die (potenziellen) Vertragspartner*innen selbst Verpflichtete nach 
dem LkSG sind, sondern basiert auf der individuellen Risikobewertung der 
Geschäftsbeziehung. Alle Angaben in dieser Eigenerklärung werden ausschließlich zum 
Zweck des Nachweises von Präventionsmaßnahmen verwendet und nicht an Dritte 
weitergegeben. 1. Wir haben Kenntnis davon genommen, dass die MHH den Verpflichtungen 
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des Gesetzes über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten vom 16.07.2021 
(LkSG) unterliegt. 2. Wir stimmen der Durchführung von angemessenen risikobasierten 
Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung der Menschenrechtsstrategie durch die MHH und / 
oder die von der MHH mit der Durchführung der o.g. Kontrollen beauftragten Unternehmen / 
Institutionen zu. 3. Uns ist bekannt, dass Unternehmen von der Teilnahme an einem 
Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis 
zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen von Vergabeverfahren ausgeschlossen werden sollen, die - 
wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 LkSG mit einer 
Geldbuße von wenigstens 175.000 EUR, - wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes 
nach § 24 Absatz 2 Satz 2 LkSG in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 LkSG mit 
einer Geldbuße von wenigstens 1.500.000 EUR, - wegen eines rechtskräftig festgestellten 
Verstoßes nach § 24 Absatz 2 Satz 2 LkSG in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 2.000.000 EUR, - wegen eines rechtskräftig 
festgestellten Verstoßes nach des § 24 Absatz 3 LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 
0,35 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes 4. Mir/Uns ist bekannt, dass 
Unternehmen von der Teilnahme an einem Verfahren über die Vergabe eines Liefer-, Bau- 
oder Dienstleistungsauftrags bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen werden sollen, die wegen 
eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) mit einer Geldbuße nach Maßgabe von § 22 
Absatz 2 LkSG belegt worden sind. 5. Ich/Wir erkläre(n) hiermit, - dass keine Strafen oder 
Geldbußen für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer 
Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, deren 
Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, - dass keine zuvor genannten 
Gründe vorliegen, die einen Ausschluss meines/unseres Unternehmens von der Teilnahme 
am Vergabeverfahren rechtfertigen könnten. 6. Sofern wir selbst Verpflichtete nach dem 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind, erklären wir hiermit, dass keine Geldbußen in 
der vorgenannten Höhe für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren 
Vorschriften anderer Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt 
worden sind, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist. 7. Sofern wir 
nicht selbst Verpflichtete nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind, erklären 
wir hiermit, dass durch mein/unser Unternehmen oder einer Person, deren Verhalten meinem
/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, keine rechtskräftigen Verurteilungen aufgrund von 
Verstößen gegen die jeweils geltenden Gesetze zum Schutz von Menschenrechten und zum 
Schutz der Umwelt in den letzten 5 Jahren bekannt sind.

Kritērijs: Profesionālā riska apdrošināšana
Atlases kritērija apraksts: Angaben zur Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherungsdeckung - 
Nachweis einer Haftpflichtversicherung mit folgenden Mindestdeckungssummen: 2,5 Mio. 
EUR für Personen- und Sachschäden, jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr 1 Mio. 
EUR für Vermögensschäden, jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr Sofern der 
Nachweis nicht bereits mit dem Angebot in der geforderten Höhe erbracht werden kann, reicht 
zunächst die schriftliche Zusage bzw. Eigenerklärung des Bieters, dass im Auftragsfall eine 
Versicherung in der geforderten Höhe erfolgt. Die Versicherungsbestätigung ist nach 
Zuschlagserteilung innerhalb einer Woche dem Auftraggeber unaufgefordert vorzulegen. 
Seitens des Bieters sind folgende Angaben zu machen: Versichert bei/Angabe des 
Versicherers Angabe der Versicherungs-Nr. Deckungssumme Personen- und Sachschäden: 
Deckungssumme Vermögensschäden:
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Kritērijs: Citi ekonomiski vai finansiāli prasījumi
Atlases kritērija apraksts: Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG (Niedersächsisches Tariftreue- 
und Vergabegesetz) - Diese Erklärung bezieht sich nur auf Leistungen zur 
Auftragsausführung, welche innerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland erbracht 
werden. Hiermit verpflichte ich mich/verpflichten wir uns, bei der Ausführung der auf der 
Grundlage dieses Vergabeverfahrens zu erbringenden Bau- oder Dienstleistungen 1. meinen
/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Sinne des § 22 Mindestlohngesetz 
(MiLoG) vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348), in der jeweils geltenden Fassung, 
mindestens ein Mindestentgelt nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes (ab 01.01.2024: 
12,41 Euro/ ab 01.01.2025: 12,82 Euro) zu zahlen und 2. meinen/unseren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, die von Regelungen nach § 1 Abs. 3 MiLoG erfasst werden, mindestens 
ein Mindestentgelt nach den Vorgaben dieser Regelungen zu zahlen. Diese können sich 
ergeben aus: > den Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) > den 
Regelungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) > den auf Grundlage des AEntG 
oder AÜG erlassenen Rechtsverordnungen sowie > aus einem auf der Grundlage von § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes (TVG) für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag im Sinne von § 4 
Absatz 1 Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2 des AEntG (Stand: 01.Januar 2024)

5.1.11.  Iepirkuma dokumenti
Valodas, kurās ir oficiāli pieejami iepirkuma dokumenti: vācu valoda
Termiņš papildu informācijas pieprasīšanai: 18/05/2026 23:59:59 (UTC+02:00) 
Austrumeiropas laiks, Centrāleiropas vasaras laiks
Adrese, kur pieejami iepirkuma dokumenti: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice
/CXS0YDWYTPJ9JSSZ/documents
Ad hoc saziņas kanāls: 
URL: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTPJ9JSSZ

5.1.12.  Iepirkuma noteikumi
Iesniegšanas noteikumi: 
Elektroniskā iesniegšana: Prasīts
Iesniegšanas adrese: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTPJ9JSSZ
Valodas, kurās var iesniegt piedāvājumus vai dalības pieprasījumus: vācu valoda
Elektroniskais katalogs: Nav atļauts
Varianti: Nav atļauts
Pretendenti var iesniegt vairākus piedāvājumus: Atļauts
Piedāvājumu saņemšanas termiņš: 05/06/2026 13:00:00 (UTC+02:00) Austrumeiropas laiks, 
Centrāleiropas vasaras laiks
Laiks, kurā piedāvājumam jāsaglabājas derīgam: 46 Dienas
Informācija, ko var papildināt pēc iesniegšanas termiņa beigām: 
Pircējs pēc saviem ieskatiem visus ar pretendentu saistītos trūkstošos dokumentus var 
iesniegt vēlāk.
Papildu informācija: Wir behalten uns vor, nur von Bietern der engeren Wahl fehlende 
Unterlagen / Vorlagen nachzufordern. Bei der Prüfung der eingehenden Angebote werden die 
Vorgaben gem. VgV § 56 ff. berücksichtigt.
Līguma noteikumi: 
Līguma izpilde jāveic saskaņā ar aizsargātas nodarbinātības programmām: Nē
Ar līguma izpildi saistītie nosacījumi: Die besonderen Bedingungen sind in der Anlage 
Informationen, Ablauf, Bedingungen und Bewertungskonzept zur Vergabe gem. §119 GWB 
und VgV § 15 für ein offenes Vergabeverfahren mit einem Unternehmen zur Ausschreibung 
enthalten.

https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTPJ9JSSZ/documents
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTPJ9JSSZ/documents
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTPJ9JSSZ
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTPJ9JSSZ
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Elektroniskie rēķini: Atļauts
Tiks izmantoti elektroniskie pasūtījumi: jā
Tiks izmantoti elektroniskie maksājumi: jā
Finansēšanas kārtība: Verweis auf die Allgemeinen Auftrag- und Zahlungsbedingungen der 
Medizinischen Hochschule Hannover

5.1.15.  Paņēmieni
Pamatnolīgums: 
Nav pamatnolīguma
Informācija par dinamisko iepirkumu sistēmu: 
Nav dinamiskās iepirkumu sistēmas

5.1.16.  Papildu informācija, mediācija un pārskatīšana
Pārskatīšanas organizācija: Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung
Informācija par pārskatīšanas termiņiem: Die Vergabestelle weist darauf hin, dass ein Antrag 
auf Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens gemäß § 160 Abs. 3 GWB nur zulässig ist, 
wenn. 1. der Antragsteller den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften im 
Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem Auftraggeber unverzüglich gerügt hat, 2. 
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
spätestens bis Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder 
zur Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 4. nicht mehr als 15 Kalendertage nach Eingang 
der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Organizācija, kas sniedz papildu informāciju par iepirkuma procedūru: Medizinische 
Hochschule Hannover
Organizācija, kas saņem dalības pieprasījumus: Medizinische Hochschule Hannover

8. Organizācijas

8.1.  ORG-0001
Oficiālais nosaukums: Medizinische Hochschule Hannover
Reģistrācijas numurs: 03-0141700000-23
Pasta adrese: Carl-Neuberg-Straße 1
Pilsēta: Hannover
Pasta indekss: 30625
Valsts apakšiedalījums (NUTS): Region Hannover (DE929)
Valsts: Vācija
Kontaktpunkts: Zentraleinkauf
E-pasts: Zentraleinkauf-Dienstleistung@mh-hannover.de
Tālrunis: +49 51153264296
Interneta adrese: http://www.mh-hannover.de
Šīs organizācijas lomas: 
Pircējs
Organizācija, kas sniedz papildu informāciju par iepirkuma procedūru
Organizācija, kas saņem dalības pieprasījumus

8.1.  ORG-0002

mailto:Zentraleinkauf-Dienstleistung@mh-hannover.de
http://www.mh-hannover.de
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Oficiālais nosaukums: Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Bauen und Digitalisierung
Reģistrācijas numurs: t:04131153308
Pasta adrese: Auf der Hude 2
Pilsēta: Lüneburg
Pasta indekss: 21339
Valsts apakšiedalījums (NUTS): Lüneburg, Landkreis (DE935)
Valsts: Vācija
E-pasts: vergabekammer@mw.niedersachsen.de
Tālrunis: +49 4131151334
Fakss: +49 4131152943
Interneta adrese: https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht
/vergabekammer_rechtslage_ab_18_04_2016/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
Šīs organizācijas lomas: 
Pārskatīšanas organizācija

8.1.  ORG-0003
Oficiālais nosaukums: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Reģistrācijas numurs: 0204:994-DOEVD-83
Pilsēta: Bonn
Pasta indekss: 53119
Valsts apakšiedalījums (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Valsts: Vācija
E-pasts: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Tālrunis: +49228996100
Šīs organizācijas lomas: 
TED eSender

Informācija par paziņojumu

Paziņojuma identifikators/versija: 672efb55-9e9e-40f9-aa49-ba1c48f66b14  -  01
Veidlapas tips: Konkurss
Paziņojuma veids: Paziņojums par līgumu vai paziņojums par koncesiju — standarta režīms
Paziņojuma apakšveids: 16
Paziņojuma nosūtīšanas datums: 05/05/2026 00:00:23 (UTC+02:00) Austrumeiropas laiks, 
Centrāleiropas vasaras laiks
Valodas, kurās oficiāli pieejams šis paziņojums: vācu valoda
Paziņojuma publikācijas numurs: 311320-2026
OV S sērijas izdevuma numurs: 87/2026
Publicēšanas datums: 06/05/2026

mailto:vergabekammer@mw.niedersachsen.de
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekammer_rechtslage_ab_18_04_2016/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekammer_rechtslage_ab_18_04_2016/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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